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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Oesterle-Schwerin, Frau Teubner 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/1 467 — 


Schädigung der Mieterinnen und Mieter gemeinnütziger Wohnungen 
durch die Steuerreform 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat mit Schreiben vom 13. September 1988 die Große Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

1. Die Große Anfrage bezieht sich auf das Steuerreformgesetz 
1990. Das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren zu die- 
sem Gesetz ist abgeschlossen. Das Gesetz ist am 2. August 
1988 im Bundesgesetzblatt verkündet worden. Das Gesetz 
hebt mit Wirkung vom 1. Januar 1990 das Wohnungsgemein- 
nützigkeitsgesetz (WGG) vom 29. Februar 1940 auf und 
schränkt die bisherigen Steuervergünstigungen für gemein- 
nützige Wohnungsunternehmen ein. Die Gründe für diese 
gesetzhche Regelung sind im Laufe des Gesetzgebungsver- 
fahrens im Plenum und in den Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages und des Bundesrates ausführhch erörtert 
worden. 

2. Die Große Anfrage beruht, wie sich insbesondere aus den 
Zahlenangaben in der Vorbemerkung ergibt, auf unrichtigen 
Annahmen. 

Die Bundesregierung stellt daher richtig: 

2.1 Die Entscheidung, das WGG aufzuheben und die steuerhchen 
Vergünstigungen der gemeinnützigen Wohnungsunterneh- 
men einzuschränken, hat keine Auswirkungen auf die Mieten 
der fast 4 MiUionen Wohnungen, die den Regelungen und 
Bindungen des sozialen Wohnungsbaus unterhegen. Von die- 
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sen Wohnungen gehören rd. 2,4 Millionen gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen. 

2.2 Die gesetzhche Entscheidung kann sich also nur auf die Mie- 
ten der rd. 1 Milhon Wohnungen auswirken, die den gemein- 
nützigen Wohnungsunternehmen neben den 2,4 Millionen 
Sozialwohnungen gehören. 

2.3 Von diesen 1 Million Wohnungen gehören über 300000 Woh- 
nungen den gemeinnützigen Wohnungsgenossenschaften. 
Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaften, die sich auf die 
Vermietung von Wohnungen beschränken und deren Einnah- 
men aus sonstigen Geschäften nicht mehr als 10 v. H. der 
Gesamteinnahmen betragen, sind nach der Regelung im 
Steuerreformgesetz nach wie vor steuerbegünstigt. Im übrigen 
sind wegen der besonderen genossenschaftsrechthchen Kon- 
zeption dieser Unternehmen ungerechtfertigte Mieterhöhun- 
gen von vornherein nicht zu erwarten. 

2.4 Es bleiben die ungefähr 650000 Wohnungen von gemeinnüt- 
zigen Wohnungsunternehmen in der Form von Kapitalgesell- 
schaften, die nicht Sozialwohnungen sind, sondern bisher 
rechthch allein der sogenannten gemeinnützigkeitsrecht- 
hchen Kostenmietbindung unterhegen. Von diesen 650000 
Wohnungen sind rd. 400 000 vor 1948 gebaute sogenannte 
Altbauwohnungen. In diesem Bereich wird bereits jetzt viel- 
fach die ortsübhche Vergleichsmiete erhoben, ohne daß dies 
von den Anerkennungsbehörden als unangemessen bean- 
standet wird. Auch hier sind infolgedessen keine ins Gewicht 
fallenden Mieterhöhungen zu erwarten. 

2.5 Von möghchen Mieterhöhungen kann daher ernsthaft nur bei 
den übrigen gut 200 000 gemeinnützigen Wohnungen gespro- 
chen werden. Auch hier ist aber zu berücksichtigen: Mehr- 
heitsgesellschafter der gemeinnützigen Wohnungsunterbau- 
gesellschaften sind 

— bei über 60 v. H. des Wohnungsbestandes die öffenthche 
Hand (Kommunen, Länder, Bund, Bundesbahn, Bundes- 
post) bzw. die Kirchen und karitativen Organisationen 
sowie 

^ — bei 13 V. H. Industrieunternehmen (mit maßgebhchem Ein- 
fluß des Betriebsrates auf die Mietenpohtik). 

Die Bundesregierung und auch die gesetzgebenden Körper- 
schaften gehen davon aus, daß sich gerade diese Gesellschaf- 
ter und ihre Unternehmen auch nach der Aufhebung des 
WGG und nach der Einschränkung der Steuervergünstigun- 
gen der selbstgestellten sozialen Aufgabe verpflichtet fühlen 
und ungerechtfertigte Mieterhöhungen nicht vornehmen 
werden. 

2.6 Unvertretbaren Mieterhöhungen ist schheßhch auch durch 
das Steuerreformgesetz 1990 selbst ein Riegel vorgeschoben. 
Nach Artikel 21 § 4 des Gesetzes sind die Landesregierungen 
ermächtigt, durch Rechts Verordnung rechthch zulässige Miet- 
erhöhungen für bisherige gemeinnützige Wohnungen in Ge- 
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bieten mit erhöhtem Wohnbedarf bis 1995 auf jährlich 5 v. H. 
zu begrenzen. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die fiskalischen Einnahme- 
effekte, wenn berücksichtigt wird, daß bei Steuerpflicht die Woh- 
nungsunternehmen Verluste verrechnen können, die aus Leerstän- 
den oder aus der anstehenden Sanierung der Großsiedlungen ent- 
stehen? 

Bei der Berechnung der zu erwartenden Mehreinnahmen blieben 
diese Steuerabzüge bislang unberücksichtigt. 


Die Einschränkung der Steuervergünstigung für gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen wird schätzungsweise Mehreinnahmen 
von rund 100 Mio. DM zur Folge haben (vgl. Begründung zum 
Entwurf eines Steuerreformgesetzes 1990, Drucksache 11/2157, 
S. 131). 


2. Teilt die Bundesregie3;ung die Auffassung, daß es in den Woh- 
nungsbeständen der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen zu 
größeren Mieterhöhungen kommen wird? Welche Maßnahmen 
wird die Bundesregierung unternehmen, um den Mietpreisanstieg 
zu verhindern? 


Vergleiche Ausführungen in der Vorbemerkung. 


3. Um welche Beträge weichen die Vergleichsmieten in Großstädten 
mit über 200 000 Einwohnern von den Mieten gemeinnütziger Woh- 
nungen ab? 

Dabei ist zu unterscheiden zwischen Sozialwohnungen, ehemali- 
gen Sozialwohnungen und freifinanzierten Wohnungen. 


Angaben über die Abweichungen der Mieten von Wohnungen 
gemeinnütziger Wohnungsunternehmen von den Vergleichsmie- 
ten hegen der Bundesregierung in der gewünschten Spezifizie- 
rung nicht vor. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die sozialen Auswirkungen der 
Mieterhöhungen auf die Mieterschaft? Welche sozialen Gruppen 
sind hiervon besonders betroffen? 


Das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz verpflichtet die gemein- 
nützigen Wohnungsunternehmen nicht zu besonderen Leistun- 
gen für sozialschwache Mieter. Die Belegungsstruktur im Bestand 
gemeinnütziger Wohnungsunternehmen unterscheidet sich daher 
kaum von jener im sonstigen Mietwohnungsbestand. 


5. Welche zusätzlichen Wohngeldausgaben werden dem Bund durch 
diese zu erwartenden Mieterhöhungen entstehen? Werden diese 
nicht die vermuteten Steuermehreinnahmen weit übersteigen? 


Die Bundesregierung erwartet, daß etwaige zusätzUche Wohn- 
geldausgaben weit niedriger als die Steuermehreinnahmen 
hegen. 
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6. Rund drei Viertel aller gemeinnützigen Wohnungsbestände sind in 
Großstädten und Ballungsgebieten konzentriert und wirken dort 
mietdämpfend. 

Welche Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt und das Mietenge- 
füge erwartet die Bundesregierung durch die Aufhebung der ge- 
meinnützigkeitsrechtlichen Mietpreisbindung speziell in Groß- 
städten und Ballungsgebieten? 


Die Auswirkungen der Aufhebung der gemeinnützigkeitsrecht- 
lichen Mietpreisbindung werden sich auch in Großstädten und 
Ballungsräumen nicht grundsätzlich von denjenigen unterschei- 
den, die für den Wohnungsmarkt insgesamt zu erwarten sind. 


7. Wie beurteüt die Bundesregierung die Gefahr, daß durch Um- 
wandlung in Eigentumswohnungen viele Bewohnerinnen und Be- 
wohner ihr bisheriges Dauerwohnrecht verlieren, weü sie die Kauf- 
preise nicht bezahlen können? 


Die Bundesregierung sieht diese Gefahr nicht. Für alle vermiete- 
ten Wohnungen gilt, daß ein Erwerber mit allen Rechten und 
Pflichten in einen bestehenden Mietvertrag eintritt. Dies trifft 
auch für die sog. Dauermietverträge zu, in denen das Recht des 
Vermieters zur Kündigung des Mietverhältnisses über den gesetz- 
lichen Kündigungsschutz hinaus weiter eingeschränkt ist. Auch 
diese Einschränkung des Kündigungsrechts muß der Erwerber 
einer solchen Wohnung gegen sich gelten lassen. 


8. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur Sichenmg des 
Dauerwohnrechts, das bisher in gemeinnützigen Wohnungen be- 
steht? 


Von gemeinnützigen Wohnungsunternehmen abgeschlossene 
Dauermiet- oder Dauernutzungsverträge werden weder von 
einem Verkauf der Wohnungen noch von der Aufhebung des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsrechts berührt. 


9. Welche Informationen liegen der Bundesregierung über die voraus- 
sichtliche Bindungsdauer derjenigen rd. 1,4 Millionen Wohnungen 
der gemeinnützigen Unternehmen vor, die z. Z. noch als Sozialwoh- 
nungen für Wohnberechtigungsscheininhaber reserviert sind? 

10. Wie viele Sozialwohnungen insgesamt und wie viele im Besitz der 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen werden jährlich bis 1995 
aus der Sozialbindung herausfaUen? 


Die Bundesregierung hat die Länder nach der Entwicklung ihrer 
Sozialwohnungsbestände bis zum Jahre 1995 befragt. Die Ant- 
worten haben gezeigt, daß die Länder z. T. erhebliche Schwierig- 
keiten haben, den zur Zeit noch preis- und belegungsgebundenen 
Bestand zu ermitteln und das künftige Auslaufen von Bindungen 
einzuschätzen. Das hegt nicht zuletzt daran, daß neben dem 
planmäßigen Auslaufen der Förderung auch vorzeitige Rückzah- 
lungen und in diesem Falle die - z. T. unter schiedüchen - Nach- 
wirkungsfristen zu berücksichtigen sind. Schheßüch kann das 
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Ausmaß künfüger vorzeitiger Rückzahlungen nicht vorhergesagt 
werden. Aus all diesen Gründen ist eine präzise Antwort auf die 
gestellten Fragen unmöghch. 

Über den Bindungsverlauf in den rd. 2,4 Milhonen Sozialwohnun- 
gen der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen hegen keine 
gesonderten Informationen vor. Es ist jedoch davon auszugehen, 
daß sich dieser von dem Bindungsverlauf des Gesamtbestandes 
der Sozialwohnungen nicht wesenthch unterscheidet. 


11. Sieht die Bundesregierung angesichts des rapiden Schwindens der 
Sozialwohnungsbestände, die sich im Besitz von Privatunterneh- 
men befinden, keine sozialpolitische Notwendigkeit, weiterhin 
preis- und sozialgebundene Wohnungen bei den gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen zu sichern, die für die am Wohnungsmarkt 
diskriminierten Gruppen reserviert sind? 


Belegungsbindungen gibt es nur im Sozialwohnungsbestand. So- 
weit im ausschheßlich gemeinnützigkeitsrechthch gebundenen 
Wohnungsbestand sozial schwache Haushalte untergebracht wer- 
den, geschieht dies auf freiwilliger Basis. 

Effektive Zugriffsmöghchkeiten beschränkten sich schon bisher in 
der Hauptsache auf die Bestände der kommunalen Wohnungsun- 
ternehmen. Diese Zugriffsmöghchkeiten beruhen indessen nicht 
auf dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, sondern auf den 
Einflußmöghchkeiten aufgrund der Kapitalbeteihgung. Diese Ein- 
flußmöghchkeiten bleiben unabhängig von der Aufhebung des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes erhalten. Auch vertraghche 
Lösungen mit anderen Unternehmen wird es weiterhin geben. 


12. Aus welchem Grund wurde bereits vor Beginn der parla- 
mentarischen Debatte über Wohnungsgemeinnützigkeit durch eine 
Koalitionsabsprache eine vollendete Tatsache geschaffen? 


Absprachen zwischen Koahtionsparteien über die Grundhnien 
von Gesetzgebungsvorhaben sind ein in einer parlamentarischen 
Demokratie übhches Verfahren. Die Absprachen stehen auch in 
diesem Fall unter dem selbstverständhchen Vorbehalt der parla- 
mentarischen Beratungen im Gesetzgebungsverfahren, die Kom- 
petenzen der Verfassungsorgane sind durch diese Absprache 
nicht beschnitten worden. 
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